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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 18. Juni 1958 

6 — 55210 — 2186/58 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Angleichung 
umsatzsteuerrechtlicher Vorschriften 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 28. März 1958 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf, wie aus der Anlage 2 ersichtlidi, Stellung zu nehmen. 
Im übrigen erhebt er gegen den Entwurf keine Einwendungen. 
Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedürfe. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler: 

Der Bundesminister der Justiz 

Schäffer 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr, 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Angleichung umsatzsteuerrechtlicher Vorschriften 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Lieferungen und sonstige Leistungen eines 
Westberliner Unternehmers an die in der Bundes- 
republik stationierten ausländischen Streitkräfte 
(Streitkräfte), die von einer amtlichen Beschaffungs- 
stelle der Streitkräfte in Auftrag gegeben worden 
sind, sind von der Umsatzsteuer befreit, wenn sich 
die Lieferung oder die sonstige Leistung auf Gegen- 
stände bezieht, die für den Gebrauch oder den Ver- 
brauch durch die Streitkräfte oder ihre Mitglieder 
bestimmt sind. Der Westberliner Unternehmer ist 
verpflichtet, bei der Berechnung des Entgelts die 
Befreiung von der Umsatzsteuer zu berücksichtigen. 

(2) Westberliner Unternehmer im Sinn dieses 
Gesetzes ist 

1. ein Unternehmer, der seinen Sitz in Ber- 
lin (West) hat, einschließlich seiner im 
Bundesgebiet gelegenen Betriebsstätten, 

2. eine in Berlin (West) gelegene Betriebs- 
stätte eines Unternehmers, der seinen Sitz 
im Bundesgebiet oder im Ausland hat. 

(3) Wird bei Lieferungen der in Absatz 1 ge- 
nannten Art das Entgelt in der Währung des Hei- 
matlandes der Streitkräfte entrichtet, so hat der 
Unternehmer neben der Befreiung von der Umsatz- 
steuer nach Absatz 1 auf Antrag Anspruch auf Um- 
satzsteuervergütungen in entsprechender Anwen- 
dung des § 16 Abs. 1 und 2 des Umsatzsteuer- 
gesetzes. Die Vergütungen sind vom Entgelt für die 
Lieferungen abzusetzen. 

(4) Voraussetzung für die Befreiung von der 
Umsatzsteuer nach Absatz 1 und für die Vergütun- 
gen nach Absatz 3 ist eine Bescheinigung der amt- 
lichen Beschaffungsstelle der Streitkräfte, daß der 
Gegenstand, auf den sich die Lieferung oder die 
sonstige Leistung bezieht, ausschließlih für den 
Gebrauch oder Verbrauch der Streitkräfte oder ihrer 
Mitglieder bestimmt ist. 

(5) Die Voraussetzungen für die Befreiung von 
der Umsatzsteuer nach Absatz 1 und für die Ver- 
gütungen nach Absatz 3 müssen buchmäßig nach- 
gewiesen sein. § 14 der Durchführungsbestimmun- 
gen zum Umsatzsteuergesetz ist sinngemäß anzu- 
wenden. 

(6) Lieferungen an die Streitkräfte gelten als Lie- 
ferungen im Großhandel. 

(7) Bei Einschaltung der Baubehörden des Bun- 
des oder der Länder in Baumaßnahmen der Streit- 
kräfte sind unmittelbare Lieferungen und sonstige 
Leistungen an solche Baubehörden umsatzsteuer- 
rechtlich wie unmittelbare Lieferungen und sonstige 
Leistungen an die Streitkräfte zu behandeln. 


§ 2 

(1) § 7 des Gesetzes zur Förderung der Wirtschaft 
von Berlin (West) in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 9. September 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 621) in der bei Inkrafttreten dieses Gesetzes gel- 
tenden Fassung ist auf Lieferungen und sonstige 
Leistungen eines Westberliner Unternehmers an die 
Streitkräfte nicht anzuwenden. 

(2) § 3 des Gesetzes zur Förderung der Wirtschaft 
von Berlin (West) in der bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes geltenden Fassung ist auf Lieferungen und 
sonstige Leistungen eines Westberliner Unterneh- 
mers an die Streitkräfte mit der Maßgabe anzuwen- 
den, daß die für Unternehmer oder Körperschaften 
des öffentlichen Rechts im Bundesgebiet vorgesehe- 
nen Vergünstigungen nicht diesen, sondern dem 
Westberliner Unternehmer gewährt werden. Die 
Vergünstigungen werden von dem Entgelt berech- 
net, das der Westberliner Unternehmer von den 
Streitkräften vereinnahmt hat, im Falle des § 3 
Abs. 2 des Gesetzes zur Förderung der Wirtschaft 
von Berlin (West) in der bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes geltenden Fassung vom anteiligen verein- 
nahmten Entgelt, das auf die in Berlin (West) her- 
gestellten Gegenstände entfällt. Der sich nach den 
Vergünstigungen ergebende Betrag muß erkennbar 
vom Entgelt abgesetzt worden sein. 

§ 3 

§ 1 und § 2 gelten entsprechend, wenn an Stelle 
der Streitkräfte Organisationen oder Unternehmen 
beteiligt sind, die den Streitkräften gleichgestellt 
sind. 

§ 4 

§ 2 ist entsprechend anzuwenden auf Lieferungen 
und sonstige Leistungen eines Westberliner Unter- 
nehmers, die auf Grund des Gesetzes vom 
19. August 1955 (Bundesgesetzbl. II S. 821) begün- 
stigt sind. 

§ 5 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung zur Durchführung dieses Gesetzes 

1. den Umfang der Umsatzsteuervergütungen 
und das Befreiungs- und Vergütungsverfahren 
entsprechend den jeweils geltenden allgemei- 
nen umsatzsteuerrechtlichen Vorschriften zu 
regeln; dabei sind Abweichungen zulässig, die 
sich daraus ergeben, daß nach diesem Gesetz 
a) Umsatzsteuervergütungen nur nach Ver- 
einnahmung des Entgelts in der Währung 
des Heimatlandes der Streitkräfte und 


2 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 455 


b) Umsatzsteuerbefreiung und Umsatzsteuer- 
vergütungen ohne Ausfuhr des Lieferge- 
genstandes 

gewährt werden; 

2. die in diesem Gesetz enthaltenen Begriffe 
näher zu bestimmen. 

§ 6 

Dieses Gesetz ist auf Lieferungen und sonstige 
Leistungen, die vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes und nach dem 5. Mai 1955 mittags 12 Uhr 
ausgeführt worden sind, insoweit anzuwenden, als 
die Beträge der nach diesem Gesetz vorgesehenen 
Vergünstigungen vom Entgelt nachweislich abge- 
setzt worden sind. 


§ 7 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 8 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 9 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


Durch dieses Gesetz sollen den Westberliner Unter- 
nehmern für Lieferungen und sonstige Leistungen 
an die in der Bundesrepublik stationierten auslän- 
dischen Streitkräfte die gleichen umsatzsteuerlichen 
Vergünstigungen gewährt werden, wie sie den Un- 
ternehmern im Bundesgebiet zustehen. Außerdem 
sollen bei den genannten Umsätzen die Schwierig- 
keiten beseitigt werden, die sich bisher bei der 
Inanspruchnahme der Vergünstigungen des Berlin- 
hilfe-Gesetzes ergeben haben. 

Zu §§ L 3 

Bisher konnten Westberliner Unternehmer für Liefe- 
rungen oder sonstige Leistungen an die in der Bun- 
desrepublik stationierten ausländischen Streitkräfte 
Umsatzsteuervergünstigungen nach dem im Bundes- 
gebiet geltenden Recht nicht in Anspruch nehmen. 
§ 1 gewährt den Westberliner Unternehmern für die 
genannten Umsätze Befreiung von der Umsatz- 
steuer und für Lieferungen bei Entrichtung des Ent- 
gelts in der Heimatwährung der belieferten Streit- 
kräfte außerdem Umsatzvergütungen. In § 1 wird 
ferner der Begriff „Westberliner Unternehmer“ be- 
stimmt und werden die Voraussetzungen für die 
Vergünstigungen festgelegt. Die Vorschrift in § 1 
Abs. 6, nach der Lieferungen an die Streitkräfte als 
Lieferungen im Großhandel gelten, hat vor allem 
die Bedeutung, daß für solche Lieferungen die Zu- 
satzsteuer bei Verbindung der Herstellung mit Ein- 
zelhandel nach §§58 ff. der Durchführungsbestim- 
mungen zum Umsatzsteuergesetz nicht zu erheben 
ist. Die Gewährung der Vergünstigungen nach § 1 
Abs. 7 auch bei Einschaltung von Baubehörden des 
Bundes oder der Länder in Baumaßnahmen der 
Streitkräfte entspricht der im Bundesgebiet gelten- 
den Rechtslage, 

§ 3 bestimmt, daß die in § 1 vorgesehenen Vergün- 
stigungen auch gewährt werden, wenn die Liefe- 
rungen oder sonstigen Leistungen im Rahmen von 
Beschaffungen durch oder für Organisationen oder 


Unternehmen erfolgen, die den Streitkräften gleich- 
gestellt sind. 

Zu §§ 2, 4 

Nach § 7 des Berlinhilfe-Gesetzes werden Lieferun- 
gen und Werkleistungen eines Westberliner Unter- 
nehmers an einen Abnehmer im Bundesgebiet von 
der Umsatzsteuer befreit. Diese Befreiung ist nadi 
§ 7 Abs. 2 des Berlinhilfe-Gesetzes im Fall der An- 
lagenerrichtung im Bundesgebiet auf die dabei ver- 
wendeten Westberliner Gegenstände beschränkt 
und deshalb in die Form eines Kürzungsanspruchs 
gekleidet. Die Befreiungsvorschrift in § 7 des Ber- 
linhilfe-Gesetzes ist in vollem Umfang entbehrlich, 
wenn die Umsatzsteuerbefreiung nach § 1 des Ge- 
setzentwurfs in Betracht kommt, und ihre Anwen- 
dung wird deshalb ausgeschlossen. 

Nach § 3 des Berlinhilfe-Gesetzes wird einem Un- 
ternehmer im Bundesgebiet, der von einem West- 
berliner Unternehmer in Berlin (West) hergestellte 
Gegenstände erwirbt oder einbauen oder durch 
einen Westberliner Unternehmer Werkleistungen 
in Berlin (West) ausführen läßt, ein Anspruch auf 
Kürzung seiner Umsatzsteuer um 4 v. H. des an den 
Westberliner Unternehmer gezahlten Entgelts zu- 
gestanden. Die Verwirklichung dieses Kürzungsan- 
spruchs durch die als Abnehmer im Bundesgebiet 
auftretenden Streitkräfte begegnet verwaltungsmä- 
ßigen Schwierigkeiten. Der Kürzungsanspruch wird 
daher nach § 2 Abs. 2 dem liefernden oder leisten- 
den Westberliner Unternehmer gewährt. Der West- 
berliner Unternehmer hat einen Betrag, der diesem 
Kürzungsanspruch entspricht, erkennbar vom Ent- 
gelt abzusetzen. 

Diese für Verwaltung und Wirtschaft zweckmäßige 
Regelung soll nach § 4 auf Lieferungen und son- 
stige Leistungen angewendet werden, die unter das 
Gesetz vom 19. August 1955 (BGBl. II S. 821) 
fallen. 
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Zu § 5 

§ 5 ermächtigt die Bundesregierung, die zur Durch- 
führung des Gesetzes notwendigen Verfahrensvor- 
schriften zu erlassen. 

Zu § 6 

§ 6 beschränkt eine rückwirkende Anwendung des 
Gesetzes auf die Fälle, in denen auf Verlangen der 


Anlage 2 


Stellungnahme 

1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich aus 
§ 2 Abs. 1, der ein mit Zustimmung des Bundes- 
rates ergangenes Gesetz ändert. 

2. § 1 Abs. 4 ist wie folgt zu fassen: 

„(4) Die Voraussetzungen für die Befreiung 
von der Umsatzsteuer nach Absatz 1 und für die 
Vergütungen nach Absatz 3 sind durch eine Be- 
scheinigung der amtlichen Beschaffungsstelle der 
Streitkräfte, daß der Gegenstand, auf den sich 
die Lieferung oder die sonstige Leistung bezieht, 
ausschließlich für den Gebrauch oder Verbrauch 
der Streitkräfte oder ihrer Mitglieder bestimmt 
ist, nachzuweisen." 

Begründung 

Steuerbefreit sind bestimmte Lieferungen und 
Leistungen. Die Voraussetzungen einer Steuer- 
befreiung können nur durch eine Bescheinigung 
nachgewiesen werden. 

3. In § 1 Abs. 5 ist Satz 2 zu streichen. 
Begründung 

Durch die vorgesehene Gestzesfassung würden 
Bestimmungen einer Rechtsverordnung Geset- 
zescharakter erhalten. Eine Änderung der 
Rechtsverordnung (Durchführungsbestimmung) 
würde auf dieses Gesetz keine Auswirkung 
haben, es sei denn, daß man hinter dem Wort 
„Durchführungsbestimmungen" die Worte „in 
seiner jeweils geltenden Fassung" einfügt. Der 
Gesetzgeber würde damit aber der Verwaltung 


Streitkräfte die in diesem Gesetz vorgesehenen 
Vergünstigungen bei der Bemessung des Entgelts 
bereits berücksichtigt worden waren. 

Zu §§ 7 bis 9 

§ 1 enthält die Berlin-Klausel, § 8 die Saarklausel; 
§ 9 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 


des Bundesrates 

das Recht einräumen, den materiellen Inhalt 
durch Rechtsverordnung zu ändern. Es ist vorzu- 
ziehen, die Bundesregierung in § 5 der Vorlage 
zu ermächtigen, diese Frage im Wege der Rechts- 
verordnung zu regeln (siehe Änderungsvor- 
schlag zu § 5). 

4. § 2 ist folgender Absatz 3 anzufügen: 

„(3) Findet der § 3 des Gesetzes zur Förderung 
der Wirtschaft von Berlin (West) in der bei In- 
krafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung 
bereits deshalb Anwendung, weil eine im Bun- 
desgebiet gelegene Betriebsstätte eines West- 
berliner Unternehmers im eigenen Namen von 
einem anderen Westberliner Unternehmer Ge- 
genstände erworben oder Werkleistungen er- 
halten hat, so ist der Absatz 2 nicht anzuwen- 
den." 

Begründung 

Der Entwurf des Angleichsgesetzes prägt in § 1 
Abs. 2 einen eigenen Begriff des Westberliner 
Unternehmers. Dabei ist aber nicht berücksich- 
tigt, daß für die Fälle des § 2 des Angleichungs- 
gesetzes eine Einschränkung notwendig er- 
scheint, um zu verhindern, daß die Vergünsti- 
gungen des Gesetzes zur Förderung der Wirt- 
schaft von Berlin (West) doppelt zum Zuge kom- 
men. 

5. In § 5 ist folgende neue Nr. 2 einzufügen: 

„2. Vorschriften über den nach § 1 Abs. 5 zu 
erbringenden buchmäßigen Nachweis zu er- 
lassen;" 

Begründung 

Siehe Begründung zu § 1 Abs. 5. 

Die bisherige Nr. 2 wird Nr. 3. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungs- 
vorschlägen, die der Bundesrat in seiner 191. Sit- 
zung am 28. März 1958 zu dem Entwurf eines Ge- 
setzes zur Angleichung umsatzsteuerrechtlicher 
Vorschriften beschlossen hat, Stellung: 

Zu 1. 

Die Bundesregierung vermag dem Änderungsvor- 
schlag des Bundesrates nicht beizutreten. 

Die vom Bundesrat vertretene Ansicht, daß das 
Gesetz zustimmungsbedürftig sei, weil es in § 2 
Abs. 1 ein mit Zustimmung des Bundesrates ergan- 
genes Gesetz ändere, kann nicht als zutreffend 
anerkannt werden. Die Änderung eines Zustim- 
mungsgesetzes bedarf vielmehr nur dann ihrer- 
seits wiederum der Zustimmung des Bundesrates, 
wenn sich die Änderung auf solche Vorschiften be- 
zieht, die die Zustimmungsbedürftigkeit des zu 
ändernden Gesetzes begründet haben oder die mit 
solchen Normen in einem untrennbaren Zusammen- 
hang stehen. Diese Voraussetzungen liegen hier 
nicht vor. 

Zu 2. bis 5. 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvor- 
schlägen zu. 
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